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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Ein Postulat Schwaab (sp, VD) beschäftigte sich mit der Frage nach den "Auswirkungen
der Robotisierung in der Wirtschaft auf das Steuerwesen und auf die Finanzierung der
Sozialversicherungen" und möchte den Bundesrat mit einer entsprechenden
Prospektivstudie beauftragen. Zentral geht es um die Änderungen im Steuerwesen und
bei den Sozialversicherungen, die nötig würden, falls die Robotisierung und
Digitalisierung zu einem starkem Anstieg der Kapitalerträge im Vergleich zum
Arbeitseinkommen führen. Da sich das Steuerwesen und die Sozialversicherungen auf
die Arbeitseinkommen stützen, hätte eine solche Entwicklung weitreichende Folgen.
Ziel der Studie soll es sein, verschiedene bekannte Möglichkeiten zur Veränderung des
Steuerwesens im Hinblick auf solche Veränderungen und ihre Kosten
zusammenzutragen. Der Nationalrat nahm das Postulat ohne Debatte an. 

Die grosse Aktualität des Themas „Roboter" zeigt sich an der relativ grossen Anzahl
Vorlagen zu diesem Thema. Nur schon zu den Folgen der Robotisierung für die Steuern
und Sozialversicherungen wurden im Jahr 2017 weitere drei Postulate eingereicht, die
bis zur Sommersession 2017 noch nicht behandelt wurden (Po. 17.3151, Po. 17.3036
sowie Po. 17.3037). Dies ist jedoch nicht das erste Mal, dass sich die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier Sorgen bezüglich der Automation in
Produktionsprozessen machen. Bereits in den Jahren 1983 respektive 1985
argumentierten Ständerat Carl Miville (sp, BS) und Nationalrat Werner Carobbio (sp, TI),
dass personalsparende Geräte – unter anderem Roboter – zu Problemen für die
Sozialversicherungen, insbesondere für die AHV, führen könnten und entsprechend die
Finanzierungsgrundsätze der AHV überprüft werden müssen. 1

POSTULAT
DATUM: 01.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Lärmschutz

Le Conseil des Etats a transmis à l'unanimité, contre l'avis du Conseil fédéral inquiet de
ses conséquences financières, la motion Miville (ps, BS) concernant les protections
antibruit pour les stands de tir. Ce texte propose que la Confédération subventionne
en partie les diverses mesures nécessaires pour rendre les installations de tir
conformes aux exigences de la loi sur l'environnement et de l'ordonnance sur la
protection contre le bruit, ces tâches dépassant souvent les moyens des communes et
des cantons. Il charge donc le gouvernement de procéder à une révision de la loi sur
l'organisation militaire afin d'y intégrer une telle disposition. 2

MOTION
DATUM: 20.09.1990
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis comme postulat la motion Miville (ps, BS) du Conseil des
Etats concernant les problèmes que connaissent les communes pour assainir leurs
installations de tir. Compte tenu du développement urbain, de nombreux stands sont
désormais à proximité d'habitations. L'assainissement nécessaire de ces installations
afin de respecter les dispositions de l'ordonnance sur la protection contre le bruit
exige de la part des communes des investissements importants. C'est pourquoi le
motionnaire a demandé au gouvernement qu'elles puissent se voir octroyer des
subventions fédérales à cet effet. 3

MOTION
DATUM: 29.01.1992
SERGE TERRIBILINI
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Mit dem Inkrafttreten des Preisüberwachungsgesetzes erhielt der Preisüberwacher im
Bereich der Medikamente mehr Kompetenzen. Neu kann er auch die kassenpflichtigen
Medikamente der sogenannten Spezialitätenliste unter die Lupe nehmen. Dies störte
die beiden Basler Ständeräte Miville (sp, BS) und Rhinow (fdp, BL), welche in einer
gemeinsam unterzeichneten Interpellation den Bundesrat baten, den
Forschungsstandort Schweiz nicht durch übertriebene staatliche Kontrollmechanismen
zu gefährden. In seiner Antwort anerkannte Bundespräsident Cotti durchaus die
Verdienste der Basler Pharma-Industrie, wies aber darauf hin, dass bei der Bekämpfung
der Kostenexpansion im Gesundheitswesen alle Beteiligten ihren Beitrag zu leisten
hätten. 4

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 23.01.1991
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Für den Vorsteher des federführenden Departements des Innern, Bundespräsident
Cotti, wurde die ständerätliche Eintretensdebatte zur 10. AHV-Revision zu einer
wahren Zitterpartie. Die Mehrheit der vorberatenden Kommission beantragte dem Rat
zwar Eintreten, doch verlangten sowohl eine sozialdemokratische
Kommissionsminderheit (Bührer/SH und Miville/BS) wie auch der Freisinnige Schoch
(AR) Rückweisung an den Bundesrat; Jagmetti (fdp, ZH) wollte die Vorlage zur
Überarbeitung an die Kommission zurückgeben. Alle diese Antragsteller stiessen sich
daran, dass die 10. AHV-Revision der Gleichstellung der Geschlechter nicht Rechnung
trägt. Während aber der Antrag Bührer/Miville das Rentensplitting ohne
Schlechterstellung der Frauen beim Rentenalter wollte, tendierten die beiden
freisinnigen Anträge auf eine Angleichung des Rentenalters zuungunsten der Frauen.
Nur dank der geschlossenen Front der CVP-Abgeordneten, welche zwar vereinzelt auch
Kritik am mangelnden Mut des Bundesrates übten, die aber ihren Regierungsvertreter
offenbar nicht durch eine Rückweisung brüskieren wollten, wurde schliesslich Eintreten
beschlossen. Hauptargument Cottis war, dass bei Nichteintreten die Verbesserungen
für die weniger begüterten Rentner weiter auf sich warten lassen müssten. Nach dieser
recht emotional geführten Grundsatzdebatte schien es, als würden die Kritiker in der
kleinen Kammer resignieren. In der Detailberatung verabschiedete der Ständerat die
bundesrätliche Vorlage mit einigen unbedeutenden Änderungsvorschlägen.
Insbesondere hielt er — entgegen anderslautenden Anträgen — an dem vom Bundesrat
vorgeschlagenen ungleichen Rentenalter (65/62) für Männer und Frauen und an der
gemeinsamen Ehepaarrente fest. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1991
MARIANNE BENTELI

Invalidenversicherung (IV)

Der Ständerat überwies ein Postulat Miville (sp, BS), welches die Regierung einlädt zu
prüfen, wie die Betriebsbeiträge der Invalidenversicherung an anerkannte
Institutionen für Behinderte differenzierter ausgerichtet werden könnten. 6

POSTULAT
DATUM: 19.06.1991
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Parteien

Grosse Parteien

Im übrigen verabschiedete die Delegiertenversammlung der SP ebenfalls ein Manifest
zur Gleichstellung von Frau und Mann. Die Gleichberechtigung von Frauen und
Männern in Gesellschaft, Beruf und Politik soll in zehn Jahren erreicht werden. Als
dritter Schwerpunkt wurde die Lancierung von zwei Volksinitiativen im Bereich der
Sicherheitspolitik beschlossen. Unter den Titeln «Für ein Verbot der
Kriegsmaterialausfuhr» resp. «Für weniger Militärausgaben und mehr Friedenspolitik»
wurden die Initiativen unter Mitarbeit der Arbeitsgemeinschaft für Rüstungskontrolle
und ein Waffenausfuhrverbot (ARW) sowie des Christlichen Friedensdienstes (CFD) im
Mai lanciert. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund, die Gruppe Schweiz ohne Armee
(GSoA) und über zwanzig friedens- und entwicklungspolitische Organisationen
unterstützten die Initiativen. Vor der Initiativlancierung stellte die Partei die
«Grundlagen zur Friedens-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik» vor, welche eine Art
Gegenvorschlag zum im April veröffentlichten «Sicherheitsbericht 90» des Bundesrates
darstellten.
Bei der Würdigung des Sicherheitsberichtes im Ständerat stellte sich Miville (BS) gegen
die allgemein kritische Haltung seiner Partei. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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